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3 /SN - 222./HE" 
Amt der Steiermärkischen Landesregierung 

Präsidialabteilung 

GZ.: Präs - 90 We 2-80/63 Graz, am 12. ivlärz 1986 

Tel.: 7031/2392 od. 2380 Ggst.: Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Wehrgesetz 1978 und 
das Heeresgebührengesetz 1985 
geändert werden; Allgemeines 
Beguta~htungsverfahren. 

"no' : • , L. !J,,\) 
i \ 

'

I V t 0lt 1 8. MRL. "!:sud 1vo{ J 

er el -. • .s;;zr~\. 

1. Dem Präsidium des Nationairates, 1010 Wien I., pt 
Dr.Karl-Renner-Ring 3 ( mit 25 Abdru~ken ); 

2. allen steirischen Mitgliedern des Nationalrates; 

3. allen steirischen Mitgliedern des Bundesrates; 

4. allen Ämtern der Landesregierungen 
(Landesamtsdirektion); 

5. der Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt 
der NÖ Landesregierung, 1014 Wien, S~henkenstraße 4, 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Für die Steiermärkische Landesregierung: 

Dr. Wüst eh. 

( W. Hofrat) 

F. d. R. d • A. : 
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.-----------------------------~-A B S eHR I F T 

AMT DER 
STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG 

Präsidialabteilung 

I 8011 Graz, Landesregierung - Präsidial abteilung 

An das 

8010 Graz, Hofgasse 15 

DVR 0087122 

Bearbeiter 

I 
L 

Bumesministeriun für Lanies
verteidiglID3 

Dampfschiffstraße 2 
1033 Wie n 

Dr.Plauder 
Telefon DW (0316)~7031/2392 ode 2380 
Telex 0318381gr gz a 
Parteienverkehr 
Montag bis Freitag 8 bis 12 Uhr 
Bitte in der Antwort das Geschäftszeichen 
dieses Schreibens anführen 

GZ Präs - 90 We 2-80/63 Graz, am 12. März 1986 

Ggst Entwurf eines BuOOesgesetzes, mit dem das Wehrgesetz 1978 um das Heeres
gebührergesetz 1985 geän:iert werden; Allganeines BegutachtU1'J3sverfahren. 

BezU3: GZ 10 041/178-1.1/84 

Zu dem übersandten Entwurf eines Wehrrechtsänierurgsgesetzes 1986 wird mit

geteilt, daß hinsichtlich der Novelle des Heeresgebührengesetzes 1985 keine 

EirMerrlun:;Jen erhoben werden. 

Auch zur beabsichtigten Novelle des Wehrgesetzes 1978 werden keine grum

sätzlichen EinwerrlU1'J3en erhoben, es darf jedoch auf folgenie Bemerkun:;Jen 

hingewiesen werden: 

Zu Art.l Z.10 (§ 20 Abs.3 wehrgesetz): 

Es wird vorgeschlagen, die in dieser BestiIrm.1rl;J enthaltenen unbestirrmten 

Gesetzesbegriffe ~ Interesse einer zweifels freien Vollziehung zu präzisie

ren. Dies trifft insbesoniere auf die im folgerrlen Text unterstrichenen 

Fonnulierurgen zu: If ••• die zur Feststellun;t der Ei9l'll.U"!:J von Nehrpflichti

gen zum Wehrdienst und zur Feststellung ihrer Dienstfähigkeit währerrl des 

Präsenzdienstes erforderlichen Meldungen und Mitteilungen über Personen zu 

erstatten, deren sch\tJerwiegenie gesurrlheitiiche Schädigun;t, wie etwa im 

Falle einer psychischen Erkrankung, eines Suchtgiftmißbrauches, einer Alke

holerkrankun;t ooer ei~ anzeigepflichtigen Erkrankung, eine Gefahr für 

sie selbst ooer die Allgeneinheit bildet. If 

3/SN-222/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 4

www.parlament.gv.at



- 2 -

Zu Art.l Z.ll (§ 22 wehrgesetz): 

In den Erläuterungen wird ausgefUhrt, daß "die Erfahrt.lrJ;Jen der Praxis ge

zeigt haben, daß auf die Mitgliedschaft des rechtskurrligen Bediensteten in 

der StellUl'XJskamd.ssion verzichtet \Jt'erden kann." 

Es wird in diesen Zusarrmenhang daran erinnert, daß vor der StellUl'XJskcmnis

sion in der Regel l8-jährige ästerreichische Staatsbürger stehen, die weder 

über ihre Pflichten noch über ihre Rechte Bescheid wissen. Gemäß Art.II 

Abs.2 lit.A Z.24 EGVG 1950 haben die Militärkarmarrlen für das behördliche 

Verfahren die Ve:rwal. tungsverfahrensgesetze anzuwemen. Die Rechtsprechung 

des Venaltungsgerichtshofes (z.B. Erkenntnisse 82/11/ 0364 um 85/12/0052) 

zeigt, daß es inmer wieder zu Verfahren vor diesen Gericht im Zusamnenhang 

mit Entscheidungen von StellUl'XJskanmissionen kcmnt. 

Gemäß § 13a AVG besteht eine Rechtsbelehrungspflicht der BehÖrde. Diese Be

stitrmLul; zielt ausdrücklich auf eine Unnittelbarkeit der Rechtsbelehrung, 

da sie davon ausgeht, daß die zur Vornahme von Verfahrenshandlungen nötigen 

Anleitungen in der Regel mün:Uich zu- geben und die Parteien Über die mit 

diesen HarxUUl'XJen oder Unterlassungen urmittelbar verburxlenen Rechtsfolgen 

zu belehren sirrl. Da sich die Anfragen auf alle Bereiche des Enni ttlungs

verfahrens, wie z.B. WertUl'XJ von Gutachten, aber auch Rechtschutzeinrich

tungen beziehen körmen, erscheint es zweckmäßig, daß ein rechtskundiger 

Beamter zur VerfügUll:J steht. Die übrigen Mitglieder der StellUl'XJskanmission, 

Stabsoffiziere, Offiziere, Ärzte und Psycho1cgen \Jt'erden in der Regel nicht 

in der Lage sein, die entsprechenden Rechtsauskünfte zu geben. Darüber 

hinaus wäre es sicherlich zweckmäßig, wenn ein Verwaltungsjurist den Vor

sitzemen bei der Ha.rxfuabUl'XJ der Verwaltungsverfahrensgesetze und des 

Wehrgesetzes und damit bei der ordnUl'XJsgenäßen Durchführung eines Verwal

tungsverfahrens zur VerfugUll:J stehen würde. 

Die E1iminierung des rechtskurrligen Beamten aus der StellUl'XJskanmission 

würde auch einem allgemeinen Trem des österreichischen Verwaltungs rechtes 

widersprechen. In diesen Zusamrenhang wird auf die EntWrfe von Gesetzen 

hin:3"ewiesen, die von Burrleskanzleramt unter GZ: 602.960/ 2l-V/1/85 mit der 

Bezeichrn.mg "Dernokratisieru.rx:; des Ve:rwal. tungsverfahrens" versarrlt wurden. 
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In dieser Note des Bundeskanzleramtes wurde ausdrücklich auf das Bedürfnis 

der BevölkeruJ"g, an Verwaltungsentscheidun:Jen mitzuwirken, hil'l3ewiesen. Die 

Terxienz der ästerreichischen Rechtsordrung geht daher in Richtun:J Bürger

nähe, Bürgerbeteili9Ul'l3 um Durchschaubarkeit der VerwaltUl'l3sentscheidUl'l3en. 

In diesem Sinne ist auch die derzeit in parlamentarischer BehanllUl'l3 ste

heme Regierungsvorlage, mit dem das Allganeine VerwaltUl'l3sverfahrensgesetz 

geärrlert \<Verden soll, (841 der Beilagen zu den StefXX3rati'rischen Protokollen 

des Nationalrates XVI. GP) zu sehen. 

25 Abschriften dieser Stellungnahme wurden direkt der Kanzlei des Präsi

denten des Nationalrates Übennittelt. 

(r..a.mesamtsdirektorstellvertret~ ~Karl WÜST) 
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